
Zu dieser Kundgebung rufen auf:
Abg. z. LT Madeleine Petrovic; Abg. z. NR Karl Öllinger; Alternative und Grüne
GewerkschafterInnen (AUGE/UG); BR Susanne Empacher – Kommunistische Partei
Landstraße; Bund Sozialdemokratischer Freiheitskämpfer/innen, Opfer des Faschismus
und aktiver Antifaschist/inn/en; Deserteurs- und Flüchtlingsberatung; Die Grünen Land-
straße; Die Grünen Wien; Doron Rabinovici (Republikanischer Club); Gewerkschaft-
licher Linksblock (GLB); Grüner Klub im Rathaus; Infoladen Wels; Initiative Aspang-
bahnhof; Israelitische Kultusgemeinde Wien (IKG Wien); Kommunistische Partei 
Österreichs – Wien (KPÖ-Wien); KZ-Verband/VdA Bundesverband; Landesverband NÖ
KZ-Verband (VdA); Landesverband Wien KZ-Verband (VdA); Mauthausen Komitee
Österreich (MKÖ); Niki Kunrath – Die Grünen Wien; Österreichische KZ-Vereinigung
Buchenwald; Peter Menasse – Chefredakteur „Nu“; Pierre Ramus Gesellschaft; Redak-
tion „Akin“; Republikanischer Club Wien – Neues Österreich; Romano Centro – Verein
für Roma; Sozialistische Jugend Wien (SJ-Wien); Sozialistische LinksPartei (SLP); Stv. BV
Eva Lachkovics – Die Grünen Landstraße; Unabhängiges Antifaschistisches Personen-
komitee Burgenland; Verein GEDENKDIENST; Verein Internationaler Zivildienst; Verein
Steine des Gedenkens für die Opfer der Shoah; Wiener ArbeiterInnen Syndikat (WAS)

Niemals
vergessen! 

Nie wieder Faschismus!

Kundgebungsort

„In den Jahren 1939—1942 
wurden vom ehemaligen Aspangbahnhof

zehntausende österreichische Juden
in Vernichtungslager transportiert 
und kehrten nicht mehr zurück“
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Gedenkstein vor dem ehemaligen
Aspangbahnhof (Platz der Opfer der

Deportation, 1030 Wien)
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Woran gedenken wir am 9. November?
Schon in der Nacht vom 11. zum 12. März 1938, also anläß-
lich des Einmarsches der deutschen Wehrmacht in Österreich,
begannen Ausschreitungen gegen Jüdinnen und Juden in Öster-
reich. Viele wurden von SA- und HJ-Leuten wie von „ein-
fachen“ Parteimitgliedern, die sich ihre Hakenkreuzbinden und
Orden angeheftet haben, verhaftet, geschlagen und öffentlich
gedemütigt. Fensterscheiben wurden eingeschlagen. Juden und
Jüdinnen wurden gezwungen Parolen, welche Anhänger des
austrofaschistischen Bundeskanzlers Schuschnigg am Vorabend
des „Anschlusses“ auf Wände und Gehsteige geschrieben
haben mit Reib- und Zahnbürsten wegzuwaschen. Wiewohl
mancher der Schaulustigen ihre Bekannten und FreundInnen

unter den Gedemütigten erkannt haben mußte, hat niemand
den Mut aufgebracht zu protestieren – was zu diesem Zeit-
punkt sowohl möglich als auch sinnvoll hätte sein können. Mit
diesen Erniedrigungen begann die systematische Diskriminie-
rung der österreichischen Juden und Jüdinnen. Umso heftiger
als im „Altreich“, weil in Österreich die Entwicklung, die in
Deutschland fünf Jahre gedauert hatte, in kürzester Zeit über
die Betroffenen hereingebrochen ist. 

Etwa 200.000 ÖsterreicherInnen wurden nach den 
„Nürnberger Rassengesetzen“ zu „Juden“ erklärt, wobei etwa
180.000 von ihnen tatsächlich der jüdischen Religion 
angehörten. Die Nazis begannen mit Berufsverboten und 
Ausbildungsbeschränkungen, Juden und Jüdinnen wurden 
in ihrer Bewegungsfreiheit eingeschränkt. Das erste Ziel war
es, die jüdische Bevölkerung aus dem öffentlichen Leben zu
drängen. Dann sollte ihr die wirtschaftliche Lebensgrundlage
entzogen und nicht zuletzt: gleich ob Arm, ob Reich, ihr
gesamtes Vermögen geraubt werden und dieses zumindest nach
Willen der Nazi-Granden in die Kassen des „Dritten Reiches“
fließen – obwohl sich auch manch anderer dabei „bedient“
hatte.

Adolf Eichmann, ein strebsamer Biedermann im Dienste des
Sicherheitsdienstes (SD) der SS, wurde nach Wien beordert, um
die „Zentralstelle für jüdische Auswanderung“ aufzubauen.
„Auswanderung“ hieß die Beschönigung für das Vorhaben der
Nazis, möglichst viele Jüdinnen und Juden aus Österreich zu
vertreiben. Doch davor sollte sichergestellt werden, daß diese

nicht mehr als die notwendigsten Habseligkeiten mit sich 
nehmen konnten, der gesamte übrige Besitz wurde be-
schlagnahmt. 

Trotz des stetig zunehmenden Terrors durch die Nazis
konnten und wollten viele die Heimat nicht Hals über Kopf
verlassen. Besonders älteren Menschen fiel das schwer. 

Die führenden Nazis hatten schon lange auf einen Anlaß
gewartet, die JüdInnenverfolgung zu verschärfen. Sie brauchten
einen Vorwand, mit dem sie diese v. a. auch gegenüber dem
Ausland rechtfertigen und gegenüber der eigenen Bevölkerung
die Akzeptanz dafür erhöhen konnten. 

Der 9. November 1938 – 
die Bedeutung des Novemberpogroms
Der 17-jährige Herschel Grynszpan schoß am 7. November

in Paris als Protest gegen die JüdInnenverfolgung auf den deut-
schen Diplomaten Ernst v. Rath, nachdem seine Eltern und
Geschwister aus Deutschland nach Polen abgeschoben worden
waren. Nachdem Rath kurz später starb, organisierte Joseph
Goebbels am 9. November 1938 eine reichsweite Aktion gegen
die jüdische Bevölkerung, welche als „spontaner Ausbruch des
Volkszorns“ getarnt wurde. 

Diese Aktion wurde wegen der gelegten Feuer, welche sich
in den zerbrochenen Fensterscheiben wie „Kristalle“ spiegel-
ten beschönigend „Reichskristallnacht“ genannt. Diese Nacht 
dauerte tatsächlich mehrere Tage und Nächte. Nun wurden
tausende jüdische Wohnungen und Geschäfte geplündert, zer-
stört und „arisiert“. 42 Synagogen und Bethäuser wurden in
Brand gesteckt und verwüstet. Nicht nur in Wien, auch in den
kleineren österreichischen Städten wie Innsbruck kam es zu
blutigen Übergriffen. Zahlreiche Menschen starben in Öster-
reich während des und nach dem Novemberpogrom an den
Folgen der Mißhandlungen oder nahmen sich aus Verzweiflung
das Leben. 

6547 Juden wurden in Wien im Zuge des November-
pogroms verhaftet, 3700 davon ins KZ Dachau deportiert.
Und: Die jüdische Bevölkerung wurde dazu verpflichtet für alle
Schäden des gegen sie gerichteten Pogroms aufzukommen! 

Das Novemberpogrom war der entscheidende Schritt, die
begonnenen Entrechtungs- und Beraubungsmaßnahmen gegen
Juden und Jüdinnen zu vollenden. Es war aber auch eine Art
„Testlauf“ der Nazis, wieviel JüdInnenverfolgung der Bevölke-
rung zuzumuten sei, ohne daß es zu nennenswertem Wider-
stand dagegen kommt.

Der Aspangbahnhof
Mit dem deutschen Überfall auf Polen begann offiziell der

2. Weltkrieg in Europa. Zu diesem Zeitpunkt lebten noch etwa
70.000 Jüdinnen und Juden in Wien. Alle verbliebenen öster-
reichischen Jüdinnen und Juden waren mittlerweile nach Wien
geschickt worden. Dort lebten sie zusammengepfercht in Sam-
melwohnungen und -lager, unter schlechten Bedingungen und
schlecht versorgt. Sie wurden registriert und mußten ab Sep-
tember 1941 einen gelben Davidstern tragen, wie auch die noch
von Jüdinnen und Juden bewohnten Wohnungen mit einem 
solchen gekennzeichnet wurden, um den Behörden die Ver-
folgung bzw. Aushebung für die Deportationen zu erleichtern.

Die ersten Deportationen sollten noch dem zumindest vor-
geblichen Ziel dienen, deutsche bzw. österreichische Jüdinnen
und Juden in einem „Judenreservat“ in Polen anzusiedeln. Die-
ser Plan wurde aber nie verwirklicht. 

Niemals vergessen!

Der Gedenkstein beim ehemaligen Aspangbahnhof



Im Frühjahr 1941 forderte der neue Gauleiter von Wien,
Baldur von Schirach, die Deportationen wieder aufzunehmen,
um die verbliebenen jüdischen Wohnungen „freimachen“ zu
können. Juden und Jüdinnen wurden erfaßt und registriert und
in der Folge Listen für die Deportationen zusammengestellt. 

Die Deportationen erfolgten vom Aspangbahnhof. Diese
wurden zuerst mit normalen Personenwaggons der 3. Klasse,
später dann mit Viehwaggons, durchgeführt und „nur“ von
normaler Polizei bewacht, nicht von der SS. Zum einen wollten
die Nazis wohl die Illusion einer „Auswanderung“ für die
Betroffenen und die beobachtetende Bevölkerung aufrecht-
erhalten, zum andern rechneten sie nicht mit nennenswertem
Widerstand durch die Betroffenen, weil viele der aus Wien
Deportierten ältere Menschen bzw. Frauen waren. Die Opfer
der ersten Deportationen im Jahr 1941 wurden auf die Ghettos
im besetzten Rest-Polen aufgeteilt. Arbeitsfähige kamen meist
in die Zwangsarbeitslager der SS. Die meisten dieser am An-
fang 1941 Deportierten sollten im Frühjahr und Sommer 1942
„Auskämmaktionen“ der SS zum Opfer fallen oder wurden
zusammen mit den polnischen Jüdinnen und Juden in die Ver-
nichtungslager gebracht. Tausende österreichische Juden und
Jüdinnen wurden in Lagern wie Maly Trostinez massenhaft
erschossen oder in Gaswagen ermordet. 

Später führten die Deportationszüge vom Aspangbahnhof
in das Ghetto Theresienstadt in der Nähe von Prag, von wo
aus die Züge Richtung Vernichtungslager Treblinka, Sobibor,
Auschwitz bzw. Auschwitz/Birkenau gingen, welche mittler-
weile schon mit riesigen Gaskammern ausgestattet waren. Mit
dem Zweck möglichst viele Menschen in möglichst kurzer Zeit
und – für die Mörder – möglichst „schonend“ umzubringen. 

Unterdessen wurden auch österreichische Roma und Sinti
(sie wurden zuerst als „Asoziale“, später als „Zigeuner“ ver-
folgt) von der Kriminalpolizei bzw. Gestapo beraubt und in
den Lagern Lackenbach/Burgenland, Maxglan/Salzburg und 
St. Pantaleon/OÖ interniert. Sie wurden immer wieder zu
Zwangsarbeit herangezogen. Etwa 5000 Roma und Sinti, in
der Regel ganze Familien, wurden 1941 in das Ghetto Lodz
deportiert und letztlich im Vernichtungslager Kulmhof/Chelmo
ermordet. Ein großer Teil der verbliebenen Roma und Sinti aus
Österreich wurde nach Auschwitz/Birkenau gebracht und er-

mordet, nur wenige überlebten. Bei der Befreiung des Lagers
Lackenbach durch die Rote Armee waren dort noch höchstens
400 Häftlinge.

Nach 40 großen und vielen kleineren Transporten aus Wien
lebten von 200.000 österreichischen Jüdinnen und Juden 1945
noch etwa 5000 in Wien. Sogar noch in den letzten Tagen der
Kämpfe um Wien verübte eine SS-Einheit ein Massaker an
neun hier verbliebenen Juden. 

15 bis 20.000 österreichische Jüdinnen und Juden, welche
sich nach der Flucht in die Tschechoslowakei, nach Belgien und
Frankreich schon in Sicherheit geglaubt haben, fielen nach der
Eroberung dieser Länder durch die deutsche Wehrmacht ihren
Mördern in die Hände. 

6 Millionen europäische Juden und Jüdinnen sind der Shoa,
auch „Holocaust“ genannt, zum Opfer gefallen, mindestens
65.500 davon stammten aus Österreich. Diese Zahl ist eine
Mindestzahl, da viele Ermordete namenlos oder auch „staaten-
los“ waren und deshalb nicht als österreichische Staats-
bürgerInnen erfasst wurden. Von den 11 bis 12.000 österreichi-
schen „Zigeunern“ wurden zwischen 1938 und 1945 schät-
zungsweise 9500 ermordet, etwa 2000 überlebten die Deporta-
tionen. Zudem sind zigtausende „Erbkranke“ (Behinderte),
„Asoziale“, ZeugInnen Jehovas, ZwangsarbeiterInnen, Deser-
teure und „Wehrkraftzersetzer“, Homosexuelle, Kriminelle und
politische GegnerInnen bzw. WiderstandskämpferInnen aus
Österreich der Mordmaschinerie der Nazis zum Opfer gefallen.

Zwischenstation Bahnhof
Bahnhöfe stehen symbolisch für den Be-
ginn der Deportation. Vom Aspangbahn-
hof aus nahm die Reise in den Tod für
50.000 Menschen ihren Anfang. Ein
Gedenkstein erinnert an die Tragödie
jener, die in Viehwaggons gepfercht,
wehrlos und ihres Menschseins beraubt,
abtransportiert wurden.

Wir wissen, wo und wie die Fahrt
geendet hat: In Ghettos, Sammellagern,
in Konzentrations- und Vernichtungs-
lagern des nationalsozialistischen Re-
gimes.

Ist damit alles klar? Der Anfang am
Bahnhof, das Ende in der Gaskammer?
Nein, denn der Bahnhof steht nur 
symbolisch für den Beginn, es hat alles
viel früher angefangen, sehr viel früher. 

Auch das Pogrom in der Nacht vom
9. auf den 10. November 1938 war nur
eine, wenn auch eine ebenso grausame

wie einschneidende Zwischenstation. 
42 Synagogen und jüdische Bethäuser,
zahllose jüdische Geschäfte und Woh-
nungen wurden geplündert, zerstört und
beschlagnahmt. Mehr als 6500 Juden
wurden in dieser Nacht festgenommen,
mehr als die Hälfte von ihnen in das
Konzentrationslager Dachau verschickt.
Ein bitterer Vorgeschmack auf das, was
folgte.

Diese Nacht war ein zentrales 
Ereignis in der Mordgeschichte des NS-
Systems. Aber heute, 75 Jahre danach,
müssen wir mehr tun, als an die Ereig-
nisse zu erinnern und der Opfer zu
gedenken und sie zu ehren. Wir müssen
immer wieder auf das Unrecht hin-
weisen, aber noch mehr sind wir ge-
fordert, die objektiven und subjektiven
Faktoren zu untersuchen, die dazu führ-
ten, dass zuvor friedliche Menschen zu
Unterstützern oder zumindest Duldern

des Unrechts wurden. Was hätten Men-
schen damals tun können, wozu müssen
sie, müssen wir heute bereit sein, um
Terror zu verhindern?

Die bloße Formel „Niemals verges-
sen“ ist zu wenig, wenn es alleine an die
Tragödie erinnert, die sich zwischen1938
und 1945 ereignet hat, ohne Schluss-
folgerungen für die Gegenwart zu zie-
hen.

Neue Schlussfolgerungen
für neue Generationen
Die Ereignisse aus dieser Zeit rücken

immer weiter zurück. Neue Genera-
tionen wurden und werden geboren, für
die der Holocaust zunehmend in die 
Ferne eines schrecklichen, sie aber nicht
unmittelbar betreffenden, historischen
Ereignisses rückt. Wenn es uns nicht
gelingt, den Zusammenhang zwischen

Für eine neue Kultur des Gedenkens
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damals und heute aufzuzeigen, wenn wir
keine Schlussfolgerungen für die Gegen-
wart ziehen können, sind wir für die
Zukunft schlecht gerüstet.

Nach 1945 wollte niemand vom Un-
recht reden. Zu groß war die Schuld, zu
gering auch die Einsicht jener, die mit-
gemacht hatten oder nicht gewusst hat-
ten, wie sie sich gegen das unmenschliche
System hätten wehren können. Erst
zögerlich begann in Österreich Mitte der
1980er-Jahre die Aufarbeitung dessen,
was in den sieben grausamen Jahren des
Nationalsozialismus geschehen war. In-
zwischen sind die Taten der Mörder auf-
gezeichnet, dokumentiert, umfassend be-
kannt. Jetzt geht es um einen nächsten
Schritt. Die überwiegende Zahl an Men-
schen, die heute leben, hat diese Zeit
nicht selbst miterlebt. Die alten Muster
von Opfer und Schuld sind nicht mehr
anwendbar. Es geht um eine neue Per-
spektive, die uns lernen lässt, wann und
wie Unrecht beginnt, und wie es zu ver-
hindern ist.

Wann hat es tatsächlich
begonnen?

Wenn wir „Wehret den Anfängen“
sagen, müssen wir diesen Anfang definie-
ren, ihn erfassen und Analogien zu unse-
rem Heute aufspüren. Ansätze dazu gibt
es viele, doch keine zusammenfassende
Theorie, die es erlaubt, einen Bezug 
zwischen der Vergangenheit und unserer
Gegenwart zu bilden. Wir verharren allzu
sehr im alten Gegensatz zwischen Opfern
und Tätern. Wir vertreten die Opfer, wir
sind die Untadeligen. Doch wenn wir so
argumentieren, machen wir Nachgebore-
ne zu Tätern, die das nicht sind und das
auch nicht über sich sagen lassen müssen.
Wir berauben uns der Partner im Kampf
gegen neues Unrecht. 

Einige Ansätze
Der Schriftsteller und Überlebende

von Auschwitz, Primo Levi sagte in „Die
Untergegangenen und die Geretteten“:
„Es ist geschehen, und folglich kann es
wieder geschehen. Es kann geschehen,
überall.“ Verhindern wir, dass es wieder
geschieht. Versuchen wir eine Welt zu
bauen, die uns die größtmögliche Sicher-
heit vor einer Wiederholung gibt. Ge-
denken wir der Opfer, weinen wir unsere
Tränen, geben wir aber darüber hinaus,
dem „Nie wieder“ eine konkrete, eine
heutige Form! Das kann nicht einer 
alleine leisten, das ist unsere große
gemeinsame Aufgabe.

Die erste Frage, die wir uns stellen
müssen, ist, welcher Menschen es bedarf,
damit sich die Gewalt nicht durchsetzen

kann. Wenn wir zurückblicken, so 
sehen wir – wenn wir von den Opfern
absehen – zum einen die Träger des
Systems, dann ihre willfährigen Hand-
langer und schließlich die große Gruppe
jener, die nicht verstanden hatten, was
ihnen angetan wurde und/oder nicht
wussten, wie sie die Geschehnisse hätten
stoppen können.

Der subjektive Faktor
In jeder Gesellschaft gibt es die Täter,

die um der perversen Macht willen,
Strukturen der Gewalt zu bauen bereit
sind, und es gibt einen primitiven Boden-
satz an Menschen, die parat stehen, das
konkrete Töten zu übernehmen. 

Aber in jeder Gesellschaft gibt es
auch eine Mehrheit, auf der die Hoff-
nung aufgebaut werden muss. Diese
Menschen zu stärken, ist die Aufgabe der
Familien, der Kindergärten, der Schulen.
Unser Aufruf des „Nie wieder“ muss in
den Aufruf „Stärkt die Kinder“ geändert
werden. Es geht um Ich-Stärke, um den
Mut zur Kritik, um konstruktiven Wider-
stand. Unsere heutigen Institutionen 
befassen sich damit zu wenig. Der hierar-
chische Aufbau von Bildungseinrichtun-
gen schafft willfährige Untertanen, die
nicht gelernt haben, zu welchem Zeit-
punkt und mit welchen Mitteln man sich
gegen Unrecht auflehnt. Es ist an der
Zeit, dass sich Bildungsdiskussionen
nicht mehr mit Verwaltungsstrukturen,
sondern mit dieser einen, der großen 
Bildungsaufgabe befassen. Starke junge
Menschen sind Garanten dafür, dass es
weniger Mitläufer und mehr kritisches
Bewusstsein gibt.

Organisationsstrukturen
Als die Nationalsozialisten 1938 die

Macht in Österreich ergriffen, tauchten
in allen wesentlichen Organisationen 
illegale Parteigänger auf. Beamte aus
Ministerien, die ihren Eid auf die Re-
publik Österreich geschworen hatten,
hohe Funktionäre der Oesterreichischen
Nationalbank, die den Schatz des Landes
verwalten sollten, Professoren an den
Universitäten, die der Aufklärung hätten
verpflichtet sein müssen. Wie konnte die-
se Unterwanderung ungehindert vor sich
gehen, was ist in den Strukturen der
Organisationen falsch gelaufen? Hier
sind wir alle gefordert, vor allem aber
Wissenschaftler aus dem Bereich der
Organisationstheorie und -soziologie,
Aufklärung zu schaffen. So etwas darf
nie wieder passieren. Aber dazu müssen
wir zuerst wissen, welche Mechanismen
notwendig sind, damit sich solche Paral-
lelstrukturen nicht entwickeln können.

Der objektive Faktor
Der Psychoanalytiker Arno Gruen

schreibt darüber, dass uns die Angst vor
dem Verlust des Arbeitsplatzes, von ge-
sellschaftlichen Positionen oder sozialen
Rollen in den Grundfesten unserer Per-
sönlichkeit erschüttern kann. Mit dieser
Angst entsteht der Terror der Kindheit
neu, in der wir ausgeliefert und ohnmäch-
tig waren. Darum, so seine Schlussfol-
gerung, nimmt in Zeiten wirtschaftlicher
Instabilität der Fremdenhass zu.

Die Auswirkungen der Wirtschafts-
krise belegen diese These. In Ländern, wo
die Arbeitslosigkeit breite Schichten der
Jugend erfasst, registrieren wir eine
Zunahme an Xenophobie. Wir müssen
endlich die Bewältigung der Krise nicht
nur unter ökonomischen, sondern auch
unter moralischen Gesichtspunkten be-
sprechen. 

Es ist nicht die „Schuldenfalle“, die
uns besorgt machen muss, sondern die
„Falle der Ausweglosigkeit“. Wir können
nicht zulassen, dass die Jugend ohne Per-
spektive ein Leben beginnt und damit
zum leichten Opfer der Verführer wird.

Für eine neue
Gedenkkultur

Der Naturwissenschaftler Georg
Christoph Lichtenberg sagte: „Ich weiß
nicht, ob es besser wird, wenn es anders
wird. Aber es muss anders werden, wenn
es besser werden soll“. Diese Weisheit
aus dem 18. Jahrhundert gilt auch 
heute. Es ist Zeit, dass wir zu einer ver-
änderten, zu einer erweiterten Gedenk-
kultur kommen. Wenn wir den Opfern
die ihnen gebührende Ehre erweisen wol-
len, müssen wir uns der Aufgabe stellen,
neues Unrecht zu verhindern. Es ist rich-
tig „Nie wieder“ zu sagen, aber es ist
falsch, es dabei zu belassen. „Nie wie-
der“ braucht mehr als seine Wieder-
holung in Form eines Mantras.

Die Formel „Wehret den Anfängen“
alleine genügt nicht. Sie beide brauchen
als zwingende Ergänzung das Wissen,
wie der Anfang war. Als am Bahnhof die
Züge abrollten, war es zu spät. Wie
konnte es dazu kommen, wie lässt es sich
verhindern?

Reden wir über eine neue gemeinsame
Anstrengung, kommendes Unrecht zu
verhindern als tiefgreifende, als respekt-
volle, als heute gültige Ehrung der Opfer
des Nationalsozialismus!

Peter Menasse
Chefredakteur NU

Autor des Buches „Rede an uns“,
Edition-A, Wien 2012


